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78 Rechts verordnung 


über die Staatsbank der Freien Stadt Danzig. 
Vom 27. 6. 1933. 


Auf Grund des § 1 Ziffer VII, 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat vom 
24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


I. Allgemeines 


8 1 
(1) Die Staatsbank der Freien Stadt Danzig iſt eine öffentliche Anſtalt mit ſelbſtändiger Rechts⸗ 
fähigkeit und eigenem Vermögen. 
(2) Ihr Sitz iſt Danzig. 
(3) Ihr Geſchäftsjahr iſt das Kalenderjahr. 
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Für die Verbindlichkeiten der Staatsbank haftet neben ihrem eigenen Vermögen die Freie Stadt 
Danzig unbeſchränkt. 

8 3 

Die Staatsbank ſteht unter der Aufſicht des Senats. Zur Ausübung der Aufſicht beſtellt der Senat 
einen Staatskommiſſar und, ſoweit nötig, einen Vertreter für dieſen. 

II. Geſchäftskreis 

8 4 

(1) Die Staatsbank hat die Aufgabe, den Geld- und Kreditverkehr zu fördern. Insbeſondere liegt 
ihr ob, verfügbare Gelder des Staates nutzbar zu machen, den Geldverkehr für Staats⸗ und andere 
öffentliche Kaſſen zu vermitteln, die im ſtaatlichen Intereſſe liegenden Geld- und Kreditgeſchäfte aus⸗ 
zuführen, ſowie überhaupt die Intereſſen des Staates auf dem Geld- und Kapitalmarkt wahrzunehmen. 
Zur Erfüllung dieſer Aufgaben hat ſie enge geſchäftliche Beziehungen zu den Banken und Sparkaſſen, 
insbeſondere zur Bank von Danzig, zu unterhalten. 

(2) Die Geſchäfte der Staatsbank ſind unter Berückſichtigung des Staatswohles und der allge⸗ 
meinen wirtſchaftlichen Erforderniſſe nach kaufmänniſchen Grundſätzen zu führen. Die Erzielung von Ge⸗ 
winn iſt nicht Hauptzweck des Geſchäftsbetriebes. 

8 5 

Die Staatsbank hat ſich im Rahmen ihres ordentlichen Geſchäftskreiſes grundſätzlich auf den Ver⸗ 
kehr mit Banken, Bankfirmen, Sparkaſſen und ſonſtigen Kreditunternehmungen ſowie öffentlich-recht⸗ 
lichen Anſtalten und Körperſchaften zu beſchränken. 

§ 6 

(1) Die Staatsbank iſt befugt, folgende Geſchäfte zu betreiben: 

1. Verzinsliche Gelder im Depoſiten⸗, Kontokorrent⸗, Giro⸗ und Scheckverkehr entgegenzu⸗ 
nehmen; 

2. Darlehen auf die Dauer von mindeſtens 1 Jahr, im Einverſtändnis mit dem Verwaltungs⸗ 
rat auch auf kürzere Friſt, aufzunehmen; 

3. Kurz⸗ und langfriſtige Schuldverſchreibungen nach Maßgabe des Abſ. 4 auszugeben; 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 7. 7. 1933.) 
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4. Wechſel mit einer Laufzeit von höchſtens 3 Monaten zu kaufen und zu verkaufen. Die von 
der Staatsbank diskontierten Wechſel ſollen nur gute Handelswechſel ſein. Die Ausſtellung 
und Akzeptierung von Wechſeln iſt nur von Fall zu Fall mit Genehmigung des Verwal⸗ 
tungsrates zuläſſig. 

5. Schatzwechſel und Schatzanweiſungen der Freien Stadt Danzig zu kaufen und zu verkaufen. 

6. Zinsbare Darlehen gegen bewegliche Pfänder zu gewähren (Lombardverkehr), und zwar 

a) gegen Gold und Silber, gemünzt und ungemünzt, 

b) gegen Deviſen und gegen Wertpapiere, die an der Danziger Börſe amtlich notiert werden, 
c) gegen Schatzwechſel und Schatzanweiſungen der Freien Stadt Danzig, 

d) gegen Wechſel der unter Ziffer 4 genannten Art; 

7. Edelmetalle, Wertpapiere und Deviſen zu kaufen und zu verkaufen; 

8. Das Emiſſions⸗ und Konſortialgeſchäft zu betreiben; 

9. Bürgſchaften und ſonſtige Gewährleiſtungen zu übernehmen. 

(2) Ungedeckte Kredite dürfen nur Unternehmungen gewährt werden, deren Verpflichtungen von 
der Freien Stadt Danzig gewährleiſtet ſind, ſowie Unternehmungen, an denen die Freie Stadt Danzig 
mit Kapital beteiligt it, wenn die Freie Stadt Danzig einen ausſchlaggebenden Einfluß auf die Unterneh- 
mungen ausübt. Verfügbare Kaſſenbeſtände dürfen in Ermangelung anderer Anlagemöglichkeiten bei 
erſten Banken von unbezweifelter Sicherheit ohne beſondere Sicherſtellung vorübergehend unterge⸗ 
bracht werden. 

(3) a) Die Bank iſt befugt, mit Zuſtimmung des Verwaltungsrates Kredite zur Förderung der 
Ertragsfähigkeit der Danziger Wirtſchaft an landwirtſchaftliche und gewerbliche Betriebe, ins⸗ 
beſondere kleinen und mittleren Umfanges, zu gewähren. 

b) Die Kredite ſollen nach kaufmänniſchen Grundſätzen gegeben werden und in der Regel lang⸗ 
friſtig und hypothekariſch geſichert ſein, jedoch können in einzelnen Fällen auch hypothekariſch 
nicht geſicherte Kredite gewährt werden, wenn andere nach kaufmänniſchen Grundſätzen für 
lang⸗ oder mittelfriſtige Kredite ausreichende Sicherheiten geſtellt werden. 

c) Die Staatsbank hat ſich bei der Gewährung dieſer Kredite in der Regel der Vermittlung 
der örtlichen Kreditinſtitute zu bedienen; aus den für die gewährten Kredite geſtellten Sicher⸗ 
heiten ſoll ſie jedoch ſtets unmittelbar berechtigt ſein. 

(4) a) Die Staatsbank kann mit Zuſtimmung des Verwaltungsrates und Genehmigung des Se⸗ 
nats zur Beſchaffung von Mitteln zur Kreditgewährung auf Danziger Gulden lautende und 
in Danzig zahlbare verzinsliche Schuldverſchreibungen auf den Inhaber unter der Bezeich⸗ 
nung „Danziger Staatsbankobligationen“ ausgeben. Die Ausgabebedingungen bedürfen der 
Genehmigung des Senats der Freien Stadt Danzig. Letzterer erläßt auch die allgemeinen 
Vorſchriften über die Ausgabe der Staatsbankobligationen. 

b) Zur Deckung eines vorübergehenden Geldbedarfs können mit Zuſtimmung des Verwaltungs⸗ 
rates und Genehmigung des Senats auf den Kredit der Staatsbank Schatzwechſel mit einer 
Laufzeit von höchſtens 3 Monaten ſowie verzinsliche Schatzanweiſungen ausgegeben werden, 
deren Laufzeit 3 Jahre nicht überſchreiten darf. Über die ausgegebenen Schatzwechſel und 
Schatzanweiſungen iſt ein Ausgaberegiſter zu führen. 

c) Die Staatsbank iſt befugt, Schuldverſchreibungen der in Abſ. 4 a) und b) bezeichneten Art 
insgeſamt bis zum ſiebenfachen Betrage des eingezahlten Grundkapitals zuzüglich ihrer Re⸗ 
ſerven auszugeben. 

(6) Zur Pflege des Hypothekengeſchäftes ſowie zur Lombardierung von Warenbeſtänden iſt 
die Staatsbank nicht berufen. Dagegen iſt die Hereinnahme von Hypotheken, Bürgſchaften und an⸗ 
deren Sicherheiten als Nebendeckung zugelaſſen. 

(6) Außerhalb ihres ordentlichen Geſchäftskreiſes kann der Staatsbank von dem Senat die Finan⸗ 
zierung beſonderer wirtſchaftlicher oder finanzpolitiſcher Aufgaben und die Teilnahme an beſonderen 
Kreditmaßnahmen öffentlich-xechtlicher inländiſcher Körperſchaften oder die Durchführung folder Maß⸗ 
nahmen übertragen werden. Soweit hierdurch der Staatsbank ein ungedeckter Verluſt verbleibt, iſt er 
auf den Staatshaushalt zu übernehmen. 

(7) Ebenſo kann eine Gemeinde oder ein Gemeindeverband der Staatsbank die Finanzierung und 
Durchführung beſonderer wirtſchaftlicher und finanzpolitiſcher Aufgaben für die Gemeinde oder den 
Gemeindeverband übertragen, wenn dieſe Körperſchaften ſich verpflichten, einen hierbei eintretenden 
a 5 Staatsbank zu erſetzen. Der hierüber abzuſchließende Vertrag bedarf der Genehmigung 

es Senats. 
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(8) Die Staatsbank iſt bei der Ausführung der in Abſ. 6 und 7 erwähnten Aufgaben an die 
einſchränkenden Bestimmungen der anderen Abſchnitte des § 6 nicht gebunden. 
8 7 
Zum Erwerb, zur Belaſtung und zur Veräußerung von Grundſtücken bedarf es, ſoweit ſich dieſe 
Rechtsgeſchäfte nicht aus dem laufenden Geſchäftsverkehr ergeben, der Einwilligung des Senats. 
8 8 
Die Staatsbank hat ſich, ſoweit ihre Geſchäfte geeignet ſind, einen Einfluß auf den Geld- und 
Kapitalmarkt auszuüben, in Übereinſtimmung mit den Grundſätzen der Bank von Danzig zu halten. 
III. Grundkapital 


89 
(1) Die Staatsbank wird von der Freien Stadt Danzig mit einem Grundkapital von 2 Millionen 
Gulden ausgeſtattet, das in ſeinem Beſtande zu erhalten iſt. 
(2) Das Grundkapital gilt als eine zinsfreie Einlage der Freien Stadt Danzig und iſt in der 
Bilanz unter den Paſſiven aufzuführen. 
(3) Die Zeit und die Art der Einzahlung des Grundkapitals werden von dem Senat beſtimmt. 
Die Einzahlung kann auch in Teilbeträgen erfolgen. 


IV. Verwaltung 


8 10 
Die Organe der Staatsbank ſind 
der Vorſtand, 
der Verwaltungsrat. 
A. Vorſtand 
8 11 


(1) Die geſchäftliche Leitung ſowie die gerichtliche und außergerichtliche Vertretung der Staatsbank 
ſtehen dem Vorſtand zu. Er kann aus einem oder mehreren Mitgliedern beſtehen. Die Mitglieder des 
Vorſtandes beſtellt nach Anhörung des Verwaltungsrates der Senat. Er kann im Bedarfsfalle nach 
Anhörung des Verwaltungsrates ſtellvertretende Mitglieder beſtellen. Dieſe haben ein Stimmrecht nur, 
wenn ſie in Stellvertretung eines ordentlichen Mitgliedes handeln. 

(2) Die Beſtellung der Mitglieder des Vorſtandes erfolgt erſtmalig durch den Senat allein. 

(3) Der Vorſtand iſt dem Finanzſenator unmittelbar unterſtellt. Er iſt in allen Angelegenheiten der 
Bank zuſtändig, ſoweit in dieſer Rechtsverordnung oder in der Geſchäftsordnung nicht etwas anderes 
beſtimmt iſt. 

8 12 

(1) Vorſtandsmitglieder und Angeſtellte dürfen nur auf Privatdienſtvertrag angeſtellt werden. 

(2) Die Verträge mit dem Vorſtand werden vom Verwaltungsrat geſchloſſen; ſie bedürfen der 
Genehmigung durch den Finanzſenator. 

(3) Anſtellung und Entlaſſung ſowie die Regelung der Bezüge von Angeſtellten geſchieht durch 
den Vorſtand im Rahmen ſeiner Zuſtändigkeit nach den Beſtimmungen des für das Bankgewerbe all⸗ 
gemein gültigen Tarifs. 

(4) Für die Ernennung von Prokuriſten hat der Vorſtand die Genehmigung des Verwaltungs- 
rates einzuholen. 

6) Die Vorſtandsmitglieder haben die rechtliche Stellung von Beamten der Freien Stadt Danzig. 
Sie können während ihrer Amtsdauer nur auf Grund eines beſonderen Disziplinarverfahrens entlaſſen 
werden, für welches der Senat nach Anhörung des Verwaltungsrates die näheren Vorſchriften zu er⸗ 
laſſen hat. 

(6) Die Vorſtandsmitglieder können durch den Verwaltungsrat mit Zuſtimmung des Finanzſenators 
jederzeit vorläufig ihres Amtes enthoben werden, jedoch bleiben ihnen ihre Entſchädigungsanſprüche aus 
den mit ihnen geſchloſſenen Verträgen. r 
Die Beſtellung der Vorſtandsmitglieder und der Prokuriſten erfolgt durch ein Protokoll, zu deſſen 
Aufnahme der Staatskommiſſar befugt iſt. Die Beſtellung und ihr Ausſcheiden ſind von dem Staats⸗ 
kommiſſar im Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig bekanntzugeben. „0 
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8 14 

Der Vorſtand und die Angeſtellten der Staatsbank find verpflichtet, über die ihnen zur Kenntnis 
gelangenden Geſchäftsvorgänge Stillſchweigen zu beobachten, ſoweit nicht geſetzliche Vorſchriften ent⸗ 
gegenſtehen. 

8 15 

(1) Der Vorſtand zeichnet für die Staatsbank unter dem Namen „Staatsbank der Freien Stadt 
Danzig“, und zwar zeichnen je zwei ordentliche Mitglieder gemeinſam, oder je ein ordentliches Mitglied 
mit einem ſtellvertretenden Mitglied des Vorſtandes oder einem Prokuriſten zuſammen. Beſteht der 
Vorſtand aus einer Perſon, ſo iſt ſeine Unterſchrift ausreichend. Die Staatsbank iſt berechtigt, ein 
Siegel zu führen. 

(2) Die von der Staatsbank innerhalb des Geſchäftskreiſes der Zeichnungsberechtigten ausgeſtellten 
Urkunden haben die Eigenſchaft öffentlicher Urkunden. 

§ 16 

Der Vorſtand und die Angeſtellten der Staatsbank dürfen keine ſelbſtändigen Bankgeſchäfte be⸗ 
treiben und nicht Mitglieder des Vorſtandes oder des Aufſichtsrates oder eines ähnlichen Organs 
einer öffentlichen oder privaten Bankanſtalt ſein. In beſonderen Fällen kann der Senat von dieſer 
Vorſchrift befreien. 

B. Verwaltungsrat 
8 17 

(1) Der Verwaltungsrat beſteht mindeſtens aus 5, höchſtens aus 8 Mitgliedern. Außerdem gehört 
ihm der Staatskommiſſar als Vorſitzender an. 

(2) Die Mitglieder ſollen Perſonen ſein, die in wirtſchaftlichen Angelegenheiten eine beſondere 
Kenntnis und Erfahrung haben. 

(3) Perſonen, die die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter gemäß SS 31, 35 des Straf⸗ 
geſetzbuches verloren haben oder ſich im Konkurſe oder im Vergleichsverfahren gemäß dem 2. Geſetz 
über den Vergleich zur Abwendung des Konkurſes (Vergleichsordnung vom 30. 6. 1931, G. Bl. S. 615) 
befinden, dürfen nicht zu Mitgliedern des Verwaltungsrates beſtellt werden. 

§ 18 

(1) Die Mitglieder des Verwaltungsrates werden von dem Senat auf 3 Jahre ernannt. Der 
Senat iſt jedoch befugt, die von ihm ernannten Mitglieder vor Ablauf der Amtszeit abzuberufen. 

(2) Mitglied kraft amtlicher Stellung iſt das erſte Vorſtandsmitglied der Bank von Danzig, im 
Falle der Behinderung ſein Vertreter. 

8 19 

Erliſcht die Mitgliedſchaft durch Tod des Mitgliedes, durch Niederlegung des Mandats oder durch 

vorzeitige Abberufung, ſo iſt für den Reſt der Amtszeit ein Erſatzmitglied zu ernennen. 
8 20 

Die vom Senat zu ernennenden Mitglieder des Verwaltungsrates dürfen nicht ſelbſtändig Bank⸗ 
geſchäfte betreiben und nicht Mitglieder des Vorſtandes oder des Aufſichtsrates oder eines ähnlichen 
Organs einer öffentlichen oder privaten Bankanſtalt ſein. In beſonderen Fällen kann der Senat von 
dieſer Vorſchrift befreien. 

8 21 
Die Mitglieder des Verwaltungsrates verwalten ihr Amt ehrenamtlich. 
8 22 

Die Mitglieder des Verwaltungsrates ſind verpflichtet, über die ihnen zur Kenntnis gelangenden 
Geſchäftsvorgänge Stillſchweigen zu beobachten, ſoweit nicht geſetzliche Vorſchriften entgegenſtehen. 

8 23 ö 

(1) Der Verwaltungsrat kann jederzeit von dem Vorſitzenden, von zwei ſeiner Mitglieder oder vom 
Vorſtand zu einer Sitzung eingeladen werden. 

(2) Der Verwaltungsrat iſt beſchlußfähig, wenn mehr als die Hälfte ſeiner Mitglieder anweſend 
iſt. Die Beſchlüſſe werden mit Stimmenmehrheit gefaßt; bei Stimmengleichheit entſcheidet der Vor⸗ 
ſitzende. 

8 24 


Über die Beſchlüſſe des Verwaltungsrates iſt ein von dem Vorſitzenden und einem Mitgliede 
zu unterzeichnendes Protokoll N Eine zen des nn = dem nn ein⸗ 
zureichen. 
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Ss 25 
(1) Die Vertretung des Verwaltungsrates nach außen erfolgt durch den Vorſitzenden. 
(2) Im übrigen regelt der Verwaltungsrat ſeinen Geſchäftsgang ſelbſt durch eine Geſchäfts⸗ 
ordnung. 
§ 26 


Der Vorſtand hat das Recht, an den Sitzungen des Verwaltungsrates teilzunehmen, ſoweit nicht 
der Verwaltungsrat bei einzelnen Punkten etwas anderes beſtimmt. 


S 27 


Wenn die Mehrheit des Verwaltungsrates den von dem Vorſtand vorgeſchlagenen Maßnahmen 
ihre Zuſtimmung verſagt, ſo iſt auf Antrag des Vorſtandes vom Staatskommiſſar die Entſcheidung 
des Finanzſenators anzurufen. 

8 28 

(1) Dem Verwaltungsrat ſteht die laufende Überwachung der geſamten Geſchäftsführung der 
Staatsbank zu. 

(2) Der Verwaltungsrat hat insbeſondere die allgemeinen Richtlinien für die Kreditgewährung und 
Kreditaufnahme insbeſondere die Kreditbedingungen im allgemeinen feſtzuſetzen. 

(3) Der Verwaltungsrat prüft die Bilanz und die Gewinn- und Verluſtrechnung (Jahresabſchluß). 
Zu dieſem Zweck hat der Vorſtand ihm innerhalb der erſten drei Monate nach Ablauf jedes Ge⸗ 
ſchäftsjahres den Jahresabſchluß ſowie einen den Vermögensſtand und die Geſchäftslage der Staats⸗ 
bank darlegenden Bericht vorzulegen. 


V. Jahres abſchluß 
8 29 
(1) Die Führung der Bücher und die Aufitelling des Jahresabſchluſſes beſtimmen ſich nach den 
Vorſchriften des Handelsgeſetzbuches über die Aktiengeſellſchaft. 


(2) Die Feſtſtellung des Jahresabſchluſſes und die Entlaſtung des Vorſtandes und Verwaltungs⸗ 
rates liegt dem Finanzſenator ob. 


(3) Der Jahresgewinn fließt der Staatskaſſe zu, ſoweit er nicht der Staatsbank vom Senat zur 
Erhöhung ihres Grundkapitals oder ihrer Rücklagen belaſſen wird. 


§ 30 


Die Geſchäftsführung, die Bücher und der Jahresabſchluß der Staatsbank werden nur durch eine 
Reviſionsgeſellſchaft geprüft. Die Reviſionsgeſellſchaft beſtimmt nach em der Staatsbank der 
Finanzſenator. 


§ 31 
Der Finanzſenator hat den Jahresabſchluß mit dem Geſchäftsbericht dem Hauptausſchuß des Volks⸗ 
tages zur Kenntnis zu bringen. 
VI. Steuerpflicht 
8 32 
(1) Die Staatsbank iſt frei von der Körperſchafts⸗, Gewerbe- und Vermögensſteuer der Freien 
Stadt Danzig, ſowie von den dieſen Steuern gleichartigen Abgaben. Welche Steuern als gleichartig 
in dieſem Sinne anzuſehen ſind, beſtimmt der Senat. 
(2) Die Staatsbank iſt ferner befreit von den Stempelſteuern und den Gerichtsgebühren. 
VII. Au flöſung 
ö 8 83 
Bei der Auflöſung der Staatsbank geht das nach Erfüllung aller Verpflichtungen verbleibende 
Vermögen an den Staat über. 
VIII. Schlußbeſtimmungen 
Ss 34 
(1) Das erſte Geſchäftsjahr läuft vom Tage der Eröffnung der Staatsbank bis zum 31. De⸗ 
zember 1933. 5 
(2) Der Tag der Eröffnung der Staatsbank iſt im Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig 
durch den Vorſtand bekanntzugeben. 
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8 35 
(1) Dieſe Rechtsverordnung tritt am Tage der Verkündung in Kraft. 
(2) Der Senat kann die zur Durchführung erforderlichen Verordnungen und allgemeinen Ver⸗ 
waltungsvorſchriften erlaſſen. Er kann, ſoweit er es zur Erreichung des Zweckes dieſer Verordnung 
für erforderlich hält, allgemeine Vorſchriften ergänzenden und abändernden Inhalts treffen. 


Die verfaſſungsmäßigen Rechte des Finanzrats ſind gewahrt. 
Danzig, den 27. Juni 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Greiſer Dr. Hoppenrath 


79 Verordnung 
über Gewährung von Straffreiheit. 
Vom 27. 6. 1933. 


Auf Grund des S 1 Ziffer 29, 25 und S 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
8 1 
Alle wegen der vor dem 28. Mai 1933 begangenen politiſchen Straftaten rechtskräftig erkannten 
und noch nicht verbüßten Strafen ſowie Nebenſtrafen und Gerichtskoſten, ſoweit ſie noch nicht beige⸗ 
trieben oder bezahlt ſind, werden erlaſſen. Die wegen der genannten Straftaten anhängigen Verfahren 
werden eingeſtellt. Iſt eine Unterſuchung noch nicht eingeleitet, jo wird Straffreiheit gewährt. 
8 2 
Ausgeſchloſſen ſind diejenigen Perſonen, die aus offenkundiger Rohheit oder aus niedrigen oder 
unehrenhaften Beweggründen gehandelt haben. 
8 3 
Enthält eine Geſamtſtrafe, die beim Inkrafttreten dieſer Verordnung noch nicht verbüßt iſt, eine 
Einzelſtrafe wegen einer Straftat, die unter § 1 fällt, oder mehrere derartige Einzelſtrafen, jo wird 
der Teil der Geſamtſtrafe, der nach dem Verhältnis der verwirkten Einzelſtrafen auf die geſamte 
Straftat entfällt, von der Geſamtſtrafe abgezogen. 
8 4 
Ob die Vorausſetzungen der SS 1 und 2 vorliegen, entſcheidet der vom Gerichtspräſidenten da⸗ 
mit zu beauftragende Richter. Er entſcheidet auch darüber, ob und inwieweit eine Geſamtſtrafe nach den 
Vorſchriften des § 3 zu mildern iſt. 
Gegen die Entſcheidungen des Richters ſteht dem Betroffenen und der Staatsanwaltſchaft die Be⸗ 
ſchwerde zu. Über die Beſchwerde entſcheidet der Senat. 
8 5 
Der durch Verordnung des Senats vom 17. Februar 1933 (St. A. I. S. 163) angeordnete Volks⸗ 
entſcheid über ein Geſetz über die Gewährung von Straffreiheit iſt gegenſtandslos. 
8 6 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 27. Juni 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und des Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


